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Es passiert selten, dass der EuGH in Ab-
weichung von Kommission und EuG ur-
teilt, und dann in j�ngerer Zeit auch eher
im Kartellrecht. Im Fall des deutschen

EEG ist es so gewesen: Am28. 3. 2019 ent-
schied der Gerichtshof (C-405/16 P), dass
die deutsche F�rderung der Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien keine
Beihilfe darstellt (EWS 2019, 98). Erhal-
ten blieb zwar die Grundlinie, dass Beihil-

fen auch von unabh�ngigen Einrichtungen
gew�hrt werden k�nnen, denen die Vertei-
lung vom Staat �bertragen wurde, und
nicht in jedem Fall zum Verm�gen des
Staates geh�rende Mittel �bertragen wor-
den sein m�ssen, sofern diese Mittel nur
unter st�ndiger staatlicher Kontrolle sind
(Rn. 55–57). Genau an dieser st�ndigen
staatlichen Kontrolle fehlte es. Dass mit
dem EEG und den intensiven staatlichen
Vorgaben an die �bertragungsnetzbetrei-
ber die vom Staat festgelegte Politik zur
Unterst�tzung der Erzeuger von EEG-
Strom unterst�tzt wird, reicht f�r sich al-
lein nicht aus (Rn. 63).

Die mit der EEG-Umlage erwirtschafteten
Gelder k�nnen keiner Abgabe gleichge-
stellt werden. Im vom EuG benannten
EuGH-Urteil Essent Network Noord (C-
206/06) handelte es sich um eine einseitig
per Gesetz auferlegte Belastung, die von
den Verbrauchern zu bezahlen war (Rn.
68). Demgegen�ber verpflichtet das EEG
2012 die Versorger nicht dazu, die auf-
grund der EEG-Umlage gezahlten Betr�ge
auf die Letztverbraucher abzuw�lzen,
auch wenn dies „in der Praxis“ so erfolgt:
Das allein gen�gt nicht (Rn. 70f.).

Ist die Gleichstellung mit einer Abgabe
nicht m�glich, bedarf es staatlicher Verf�-
gungsgewalt oder fortlaufender Kontrolle,
um von staatlichen Mitteln sprechen zu

k�nnen. Die gesetzlich vorgegebene aus-
schließliche Verwendung der Gelder aus
der EEG-Umlage f�r die F�rder- und
Ausgleichsregelung zugunsten von �ko-
strom legt dieVerwendung schon eindeutig
fest; der Staat kann gerade nicht anderwei-
tig verf�gen (Rn. 76). Die st�ndige staatli-
che Kontrolle betrifft nur den ordnungsge-
m�ßen Vollzug des EEG, nicht die mit der
EEG-Umlage erwirtschafteten Gelder
(Rn. 80).

Mit der Verneinung
der Beihilfeeigen-
schaft entf�llt zwar
die Beihilfenkon-
trolle. Damit ist aber
nicht etwa die Kon-
trolle der �kostrom-
f�rderung beendet.
In anderen EU-Staa-
ten, in denen der
EuGH bzw. das EuG eine Beihilfe annah-
men (Frankreich, �sterreich), findet sie
weiterhin statt. Und auch in Deutschland
steht sie wieder bevor, wenn auch nicht auf
beihilferechtlicher Grundlage. Damit sind
auch nicht mehr die Umweltschutz- und
Energiebeihilfeleitlinien einschl�gig, an
denen die Kommission die Genehmi-
gungsentscheidung f�r das deutsche EEG
ausgerichtet hat. Indes sind die dort ent-
haltenen Kernpunkte nunmehr in der Er-
neuerbare-Energien-Richtlinie 2018/2001
(RED II) enthalten. Zudem schreibt die
dieser Richtlinie an die Seite gestellte Go-
vernance-Verordnung (EU) 2018/1999 na-
tionale Klima- und Energiepl�ne vor. Die-
se werden von der Kommission bewertet
undmit „Empfehlungen“ versehen.

Wesentlicher Bestandteil sind nationale
F�rderregeln. Damit wird die �kostrom-
f�rderung Bestandteil des EU-Sekund�r-
rechts. Und dieses enth�lt klare Bedingun-
gen. Dazu geh�rt die Setzung von Markt-
anreizen und die Vermeidung von Wettbe-
werbsverzerrungen. Das geht nur, wenn
F�rderungen erforderlich sind, wie das
schon im Rahmen der Beihilfenkontrolle
verlangt wurde (Kommission, Umwelt-
schutz- und Energiebeihilferichtlinien
2014–2020, ABl. 2014 C 200/1, Rn. 27,
33, 108). Zudem werden in der Erneuerba-
re-Energien-Richtlinie grunds�tzlich ge-
trennte Ausschreibungen f�r verschiedene

erneuerbare Energietr�ger vorausgesetzt,
wie sie die Kommission in ihrem Be-
schluss vom 20. 12. 2016 als Pilotprojekt
verlangte.

Damit wird nur die beihilferechtliche
durch eine energie- und umweltrechtliche
Grundlage ausgetauscht. Tiefergehend
wird in jedem Fall das Demokratieprinzip
gewahrt, dessen Einhaltung f�r die Kom-
missionsleitlinien und ihre pr�gende Wir-
kung f�r die nationale �kostromf�rderung
in Zweifel gezogen worden war (Ludwigs,
EuZW 2017, 41). Das Europ�ische Parla-
ment hat sein Planmodell gegen dasMarkt-
modell der Kommission in dem novellier-
ten EU-Sekund�rrecht maßgeblich durch-
gesetzt (s. Frenz, ER 2018, 152).

Im Ergebnis findet damit weiterhin eine
Kontrolle der �kostromf�rderung durch
die Kommission statt, aber nicht nach
Beihilferecht, sondern nach EU-Sekund�r-

recht zum Energie- und
Umweltrecht (Klima-
schutz). Diese materien-
bedingte Herangehens-
weise erscheint sachn�-
her. Letztlich liegen die
grunds�tzlichen Bedin-
gungen jedoch nahe bei-
einander. Zwar bleibt das
�kostromf�dermodell a
priori erhalten, ist jedoch

nicht unbegrenzt und vor allem durch die
notwendige Marktintegration eingehegt.
Diese Grenzen greifen unabh�ngig von der
Reichweite desBeihilfenverbotes.

Daher hat die jetzige Verneinung des Bei-
hilfecharakters der deutschen �kostrom-
f�rderung durch den EuGH weit weniger
starke Konsequenzen als erhofft (von den
Anh�ngern einer noch st�rkeren F�rde-
rung) bzw. bef�rchtet (von den Anh�ngern
desMarktmodells. Dogmatisch ist die Ent-
scheidung durch den EuGH konsequent:
Das Kontrollkriterium zur Bejahung der
Beihilfeeigenschaft ist restriktiv zu hand-
haben, wenn nicht ganz aufzugeben (daf�r
Frenz, EWS 2014, 247). Das Urteil erm�g-
licht allerdings eine staatliche Festschrei-
bung privater Bezuschussung ohne Beihil-
fenkontrolle. Diese offene Flanke bleibt
wie schon nach der PreussenElektra-Ent-
scheidung (Frenz, Hdb Europarecht 3,
2007, Rn. 570ff.). Der EuGH hat demge-
gen�ber die Notwendigkeit der staatlichen
Zugriffsm�glichkeit auf die betroffenen
Gelder betont (Rn. 73); die bloße Regulie-
rung und �berwachung gen�gen nicht.
Das Beihilfenverbot sch�tzt nicht schon
vor staatlicher Steuerung, sondern vor
staatlich konkret beherrschten Finanz-
transfers.
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